Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/1665 


Sachgebiet 613 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Januar 1971 

1/4 (IV/1) — 68070 — E — Ze 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Entwürfe 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschafts- 
zollkontingents (für das Jahr 1970) für Zeitungsdruckpapier 
der Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschafts- 
zollkontingents (für das Jahr 1970) für Ferrosilizium der 
Tarif stelle 73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschafts- 
zollkontingents (für das Jahr 1970) für Ferrosiliziummangan 
der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschafts- 
zollkontingents (für das Jahr 1970) für Ferrochrom mit 
einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundert- 
teilen oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferrochrom) der 
Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschafts- 
zollkontingents (für das Jahr 1970) für Rohaluminium der 
Tarif stelle 76.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents 
für Vanadiumpentoxyd der Tarifstelle 28.28 H I des Ge- 
meinsamen Zolltarifs (für das Jahr 1970). 

Diese Entwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. Dezem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
entwürfen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsentwürfe 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Entwürfen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines zusätz- 
lichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1970) für 
Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen 

Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission 
unterbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2608/69 vom 15. De- 
zember 1969 hat der Rat bereits für das Jahr 
1970 ein Gemeinschaftszollkontigent für Zeitungs- 
druckpapier in Höhe von 1 025 000 Tonnen (das sich 
aus einer vertragsmäßigen Kontingentsmenge von 
625 000 metrischen Tonnen und einer autonomen 
Kontingentsmenge von 400 000 Tonnen zusammen- 
setzt) eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Es kann jetzt schon davon ausgegangen werden, 
daß die vorgenannte Kontingentsmenge von 
1 025 000 Tonnen nur einen Teil des Einfuhrbedarfs 
an Zeitungsdruckpapier der Gemeinschaft aus drit- 
ten Ländern deckt. Die Eröffnung eines zusätzlichen 
zollfreien Gemeinschaftszollkontingents in Höhe 
von 160 000 Tonnen erscheint deshalb angemessen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz 
ohne Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren der be- 
treffenden Ware in alle Mitgliedstaaten bis zur 
Ausnutzung des Kontingents angewandt wird. Der 
Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen; der Be- 
darf errechnet sich einerseits an Hand der statisti- 
schen Angaben über die während eines repräsen- 
tativen Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus 
dritten Ländern und andererseits nach den Wirt- 
schaftsaussichten für das Jahr 1970. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, Seite 3 


Auf Grund der statistischen Angaben für die 
Jahre 1966 bis 1968 und mit Rücksicht auf die vor- 
aussichtliche Entwicklung des Marktes für Zeitungs- 
druckpapier während des Jahres 1970, sind nach- 
stehende Beteiligungsprozentsätze am vorgenannten 
Zollkontingent von 1 025 000 Tonnen ermittelt 


worden: 

Bundesrepublik Deutschland 60 

Frankreich 12,4 

Italien 0,5 

Niederlande 20,0 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 6,8 


Aufgrund der neuesten Entwicklungsaussichten 
für die Marktlage dieser Ware während des letzten 
Halbjahres 1970 und nach den Bedarfsschätzungen 
der Mitgliedstaaten für diesen Zeitraum im Rahmen 
eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents er- 
gibt sich folgende prozentuale Beteiligung: 


Bundesrepublik Deutschland 57 

Frankreich 31 

Italien — 

Niederlande 12 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion — 


Für Italien und die Belgisch-Luxemburgische Wirt- 
schaftsuhion läßt sich mit Rücksicht auf den Stand 
der Ausnutzung der diesen Mitgliedstaaten zur Zeit 
zur Verfügung stehenden Quoten sowie der vor- 
genannten Angaben die Beteiligung an dem er- 
höhten Gemeinschaftszollkontingent — an dem an- 
dere Mitgliedstaaten einen unmittelbaren Bedarf 
geltend zu machen haben — nicht rechtfertigen. 
Sollte im übrigen zu einem späteren Zeitpunkt in 
diesen Mitgliedstaaten ein zusätzlicher Bedarf auf- 
treten, so hätten sie stets die Möglichkeit, das Ver- 
fahren nach Artikel 3 dieser Verordnung in An- 
spruch zu nehmen. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
160 000 Tonnen in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt wird 
und die zweite Rate als Reserve zur späteren Dek- 
kung des Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten, die 
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ihre ursprüngliche Quote ausgeschöpft haben sowie 
zur Deckung des gegebenenfalls in den anderen 
Mitgliedstaaten auftretenden Bedarfs bestimmt ist. 
Um den Importeuren jedes Mitgliedstaates eine ge- 
wisse Sicherheit zu gewährleisten, ist es angezeigt, 
die erste Rate des Gemeinschaftszollkontingents im 
vorliegenden Fall auf etwa 90 v. H. der Kontingents- 
menge festzusetzen. Die auf dieser Grundlage be- 
rechnete erste Rate beträgt 145 000 Tonnen, und die 
zweite Rate in Höhe von 15 000 Tonnen bildet die 
Reserve. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
einzelnen zusätzlichen Quoten völlig ausgenutzt 
sind und so oft es die Reservemenge gestattet. Die 
ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müssen 
bis zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, die vor allem die Möglichkeit haben 
muß, den Stand der Ausnutzung der Kontingents- 
menge zu verfolgen und die Mitgliedstaaten davon 
zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve 
übertragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem der Mit- 
gliedstaaten nicht ausgenutzt wird, während er in 
anderen Mitgliedstaaten verwendet werden 
könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Zeitungsdruckpapier der 
Tarifstelle 48.01 A im Rahmen eines zusätzlichen 
Gemeinschaftszollkontingents von 160 000 Tonnen 
vollständig ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 145 000 Tonnen auf bestimmte 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbe- 
haltlich der Bestimmungen des Artikels 6 bis zum 
31. Dezember 1970 gelten, belaufen sich für diese 
Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 

Bundesrepublik 

Deutschland 82 650 Tonnen, 

Frankreich 44 950 Tonnen, 

Niederlande 17 400 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 15 000 Tonnen 
bildet die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Italien oder in der Belgisch-Luxembur- 
gischen Wirtschaftsunion ein Bedarf an Zeitungs- 
druckpapier auf, dann entnehmen diese Mitglied- 
staaten eine angemessene Quote aus der Reserve, 
soweit die Reservemenge es gestattet. 

Diese Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Beteiligten von dieser Mög- 
lichkeit zu unterrichten. 

Artikel 4 

1. Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten seine ursprüngliche Quote, wie sie in Arti- 
kel 2 Absatz 1 festgelegt ist — oder — bei Anwen- 
dung des Artikels 6 — die gleiche Quote abzüglich 
der auf die Reserve übertragenen Menge zu 90 v. H. 
oder mehr ausgenutzt, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 7,5 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote vor, soweit die Reservemenge 
ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem dieser Mitgliedstaaten ge- 
zogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mit- 
teilung an die Kommission die Ziehung einer dritten 
Quote in Höhe von 4 v, H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote, in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Aus- 
schöpfung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder dieser Mitgliedstaaten Ziehungen niedrigerer 
Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vor- 
nehmen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
diese nicht ausgeschöpft werden könnten. Er unter- 
richtet die Kommission über die Gründe, die ihn 
veranlaßt haben, die Bestimmungen dieses Absatzes 
anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 6 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. November 1970 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er spätestens am 10. Dezember 1970 von der 
nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß die be- 
treffende Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 
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Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spä- 
testens am 10. Dezember 1970 die Gesamtmenge 
der Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis 
zum 15. November 1970 einschließlich durchgeführt 
wurden und die er auf das Gemeinschaftszollkontin- 
gent angerechnet hat, sowie gegebenenfalls den Teil 
seiner ursprünglichen Quote, den er auf die Reserve 
überträgt. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens 
am 15. Dezember 1970 über die Reservemenge, die 
nach den in Anwendung von Artikel 6 erfolgten 
Übertragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten verwalten die ihnen zu- 
geteilten Quoten nach ihren eigenen Vorschriften 
auf dem Gebiet der Zollkontingente. 

2. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um nach der Eröffnung der zusätzlichen 


Quoten, die er in Anwendung von Artikel 4 ge- 
zogen hat, die fortlaufenden Anrechnungen auf sei- 
nen kumulierten Anteil an dem Gemeinschaftszoll- 
kontingent zu ermöglichen. 

3. Jeder Mitgliedstaat garantiert allen in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren freien Zugang zu 
den ihm zugeteilten Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand 
der Einfuhren der betreffenden Waren festgestellt, 
die zur Zollabfertigung mit einer Anmeldung zum 
freien Verkehr gestellt wurden. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

A r t i k el 11 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines zusätz- 
lichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1970) für 
Ferrosilizium der Tarif stelle 73.02 C des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission un- 
terbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2611/69 vom 15. De- 
zember 1969 hat der Rat für das Jahr 1970 bereits 
ein vertragsmäßiges zollfreies Gemeinschaftszoll- 
kontingent für Ferrosilizium der Tarifstelle 73.02 C 
des Gemeinsamen Zolltarifs in Höhe von 20 000 
Tonnen eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufge- 
teilt. 

An Hand der Vorausschätzungen der Mitglied- 
staaten darf angenommen werden, daß der Ver- 
brauch und die Erzeugung der betreffenden Ware in 
der Gemeinschaft im Verlauf von 1970 404 000 Ton- 
nen bzw. 289 000 Tonnen erreichen werden. Die Aus- 
fuhren nach dritten Ländern lassen sich für 1970 mit 
14 500 Tonnen und die im aktiven Veredelungs ver- 
kehr durchgeführten Einfuhren aus dritten Ländern 
auf 1500 Tonnen veranschlagen. Damit kann der Ein- 
fuhrbedarf der Gemeinschaft aus dritten Ländern 
99 000 Tonnen erreichen. Eine Kontingentsmenge 
von 20 000 Tonnen ist jedoch bereits eröffnet wor- 
den. Damit die Entwicklungsaussichten des Produk- 
tionssektors in der Gemeinschaft, dessen Kapazitä- 
ten übrigens manchmal nur bis zu 60 v. H. ausge- 
nutzt sind, nicht beeinträchtigt werden, erscheint 
es jedoch angezeigt, in dieser Verordnung nur eine 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, Seite 11 


zusätzliche Menge von 20 000 Tonnen zum Zollsatz 
von 5Vo für diese Ware festzusetzen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz 
ohne Unterbrechung aus sämtlichen Einfuhren der 
betreffenden Ware in alle Mitgliedstaaten bis zur 
Ausnutzung des Kontingents angewandt wird. Der 
Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen; der Bedarf 
errechnet sich einerseits an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus dritten 
Ländern und andererseits nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für das Jahr 1970. 

Während der letzten drei Jahre, über die vollstän- 
dige statistische Angaben vorliegen, verteilen sich 
die Einfuhren der betreffenden Ware aus dritten 
Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die Mit- 
gliedstaaten wie nachstehend angegeben,- das erst 
seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontingent 
kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mitglied- 
staaten mit dritten Ländern noch erheblich verän- 
dern; auf Grund der Angaben für die ersten Monate 
von 1970, der Extrapolationen dieser Angaben und 
vor allem der Schätzungen der Mitgliedstaaten 
könnten sich für 1970 die nachstehend angegebenen 
Prozentsätze ergeben: 



1967 

1968 

1969 

Durchschnittlicher 
tatsächlicher Prozent- 
satz für die Jahre 
1967 bis 1969 

1970 

Bundesrepublik Deutschland . . 

63,50 

66,91 

60,97 

63,9 

62,81 

Frankreich 

0,18 

0,31 

0,28 

0,26 

0,21 

Italien 

18,47 

14,42 

14,52 

15,57 

6,28 

Niederlande 

4,25 

4,33 

6,31 

5 

5,58 

Belgisch-Luxemburgische Wirt- 
schaftsunion 

13,60 

14,03 

17,92 

15,27 

25,12 
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Aufgrund der neuesten Entwicklungsaus sichten 
für die Marktlage dieser Ware während des letzten 
Halbjahres 1970 und nach den Bedarfsschätzungen 
der Mitgliedstaaten für diesen Zeitraum im Rahmen 
eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents, 
insbesondere in Verbindung mit der tatsächlichen 
Nutzung der vorhandenen Produktionskapazitäten, 
vor allem in der Bundesrepublik Deutschland, ergibt 
sich folgende prozentuale Beteiligung: 


Bundesrepublik Deutschland 58 

Frankreich 0,25 

Italien 4,75 

Niederlande 3,7 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 33,3 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
20 000 Tonnen in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf die einzelnen Mitgliedstaaten aufge- 
teilt wird und die zweite eine Reserve bildet, aus 
der später der Bedarf derjenigen Mitgliedstaaten ge- 
deckt werden soll, die ihre ursprüngliche Quote 
ausgeschöpft haben; um den Importeuren jedes Mit- 
gliedstaats eine gewisse Sicherheit zu geben, ist es 
angezeigt, für die erste Rate des Gemeinschaftszoll- 
kontingents einen verhältnismäßig hohen Prozent- 
satz — im vorliegenden Fall 80 v. H. der Kon- 
tingentsmenge — anzusetzen; auf dieser Grundlage 
berechnet, beträgt die erste Rate 16 000 Tonnen, 
während die zweite Rate von 4000 Tonnen die Re- 
serve bildet. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten kön- 
nen mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden; 
um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und Unter- 
brechungen auszuschalten, muß jeder Mitgliedstaat, 
der seine ursprüngliche Quote fast völlig ausgenutzt 
hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote auf die 
Reserve vornehmen; diese Ziehung muß jeder Mit- 
gliedstaat vornehmen, wenn seine einzelnen Quo- 
ten fast völlig ausgenutzt sind, und so oft es die 
Reserve erlaubt; die ursprünglichen und zusätzlichen 
Quoten müssen bis zum Ende des Kontingentszeit- 
raums gelten; diese Art der Verwaltung erfordert 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission, die vor allem den 
Stand der Ausschöpfung der Kontingentsmenge ver- 
folgen und die Mitgliedstaate'n darüber unterrichten 
können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kon- 
tingentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenutzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrosilizium der Tarif- 


steile 73.02 C im Rahmen eines zusätzlichen Ge- 
meinschaf tszollkontingents von 20 000 Tonnen auf 
5 '®/o ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 16 000 Tonnen auf die Mitglied- 
staaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehaltlich des 
Artikels 5 bis zum 31. Dezember 1970 gelten, be- 
tragen für die Mitgliedstaaten: 

Bundesrepublik Deutschland 9 280 Tonnen, 

Frankreich 40 Tonnen, 

Italien 760 Tonnen, 

Niederlande 592 Tonnen, 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 5 328 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 4000 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote — wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt ist 
— oder — bei Anwendung des Artikels 5 — die 
gleiche Quote abzüglich der auf die Reserve über- 
tragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die Kom- 
mission die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe 
von 15 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, so- 
weit die Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H, oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses Ver- 
fahren wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung der Re- 
serve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen geringerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet die 
Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. November 1970 nicht ausgeschöpft, so über- 
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trägt er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, 
der 20 v. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10. Dezember 1970 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffen- 
de Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. November 1970 einschließlich durchgeführt wur- 
den und die er auf das Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet hat, sowie gegebenenfalls den Teil 
seiner ursprünglichen Quote, den er auf die Reserve 
überträgt. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens 
am 15. Dezember 1970 über die Menge der Re- 
serve nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolg- 
ten Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Nach Maßgabe der Gestellung der betreffenden 
Ware bei der Zollstelle mit einer Anmeldung zwecks 
Abfertigung zum freien Verkehr rechnen die Mit- 


gliedstaaten die Einfuhren der betreffenden Ware 
auf ihre Quoten an. 

2. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um nach der Eröffnung der zusätzlichen 
Quoten, die er in Anwendung von Artikel 3 gezo- 
gen hat, die fortlaufende Anrechnung auf seinen 
kumulierten Anteil an dem Gemeinschaftskontingent 
zu ermöglichen. 

3. Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren 
der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
niedergelassen haben, freien Zugang zu der ihm zu- 
geteilten Quote. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quote der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß 
Absatz 1 angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsdent 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilimg und Verwaltung eines zusätz- 
lichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1970) für 
Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen 

Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission 
unterbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2612/70 vom 15. De- 
zember 1969 hat der Rat für das Jahr 1970 ein ver- 
tragsmäßiges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent 
für Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des 
Gemeinsamen Zolltarifs in Höhe von 50 000 Tonnen 
eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

An Hand der Vorausschätzungen der Mitglied- 
staaten darf angenommen werden, daß der Ver- 
brauch und die Erzeugung der betreffenden Ware in 
der Gemeinschaft im Jahre 1970 166 400 Tonnen 

bzw. 68 000 Tonnen erreichen werden. Die Aus- 
fuhren nach dritten Ländern werden etwa 1125 Ton- 
nen und die im aktiven Veredelungsverkehr durch- 
geführten Einfuhren rund 7500 Tonnen betragen. 
Somit läßt sich der Einfuhrbedarf der Gemeinschaft 
aus dritten Ländern mit 89 775 Tonnen für das 
ganze Jahr 1970 veranschlagen. Der Rat hat jedoch 
bereits eine Gesamtkontingentsmenge von 50 000 
Tonnen eröffnet. Damit die Entwicklungsaussichten 
des Produktionssektors in der Gemeinschaft nicht 
beeinträchtigt werden, erscheint es jedoch angezeigt, 
in dieser Verordnung nur eine zusätzliche Menge 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, Seite 13 


von 28 000 Tonnen zum Zollsatz von 3 Vo fest- 
zusetzen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz ohne 
Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren der betref- 
fenden Ware in alle Mitgliedstaaten bis zur Aus- 
nutzung des Kontingents angewandt wird. Der Ge- 
meinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen; der Be- 
darf errechnet sich einerseits an Hand der statisti- 
schen Angaben über die während eines repräsenta- 
tiven Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus drit- 
ten Ländern und andererseits nach den Wirtschafts- 
aussichten für das Jahr 1970, 

Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus drit- 
ten Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die 
Mitgliedstaaten wie nachstehend angegeben; das 
erst seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontingent 
kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mitglied- 
staaten mit dritten Ländern noch erheblich verän- 
dern; auf Grund der Angaben für die ersten Monate 
von 1970, der Extrapolationen dieser Angaben und 
vor allem der Schätzungen der Mitgliedstaaten 
könnten sich für 1970 die nachstehend angegebenen 
Prozentsätze ergeben: 



1967 

1968 

1969 

Durchschnittlicher 
tatsächlicher Prozent- 
satz für die Jahre 
1967 bis 1969 

1970 

Bundesrepublik Deutschland . . . 

70,824 

74,712 

70,27 

71,24 

66,67 

Frankreich 

0,805 

0,689 

1,21 

0,84 

0,47 

Italien 

18,942 

11,919 

15,2 

15,53 

16,90 

Niederlande 

1,649 

1,541 

1,29 

1,40 

0,94 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion i 

i 

7,780 

11,139 

12,03 

10,94 

15,02 
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Aufgrund der neuesten Entwicklungsaussichten 
für die Marktlage dieser Ware während des letzten 
Halbjahres von 1970 und nach den Bedarfs Schätzun- 
gen der Mitgliedstaaten für diesen Zeitraum im 
Rahmen eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkon- 
tingents ergibt sich folgende prozentuale Beteili- 


gung: 

Bundesrepublik Deutschland 70 

Frankreich 0,5 

Italien 15 

Niederlande 1,5 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 13 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
28 000 Tonnen in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf die einzelnen Mitgliedstaaten auf- 
geteilt wird und die zweite eine Reserve bildet, aus 
der später der Bedarf derjenigen Mitgliedstaaten 
gedeckt werden soll, die ihre ursprüngliche Quote 
ausgeschöpft haben; um den Importeuren jedes Mit- 
gliedstaats eine gewisse Sicherheit zu geben, ist es 
angezeigt, für die erste Rate des Gemeinschaftszoll- 
kontingents einen verhältnismäßig hohen Prozent- 
satz — im vorliegenden Fall etwa 80 v. H. der Kon- 
tingentsmenge — anzusetzen; auf dieser Grund- 
lage berechnet, beträgt die erste Rate 22 000 Ton- 
nen, während die zweite Rate von 6000 Tonnen die 
Reserve bildet. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, muß jeder Mitglied- 
staat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig aus- 
genutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast völlig ausgenutzt sind, 
und so oft es die Reserve erlaubt; die ursprüng- 
lichen und zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten; diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission, die vor allem den Stand der Ausschöpfung 
der Kontingentsmenge verfolgen und die Mitglied- 
staaten darüber unterrichten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kon- 
tingentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve 
übertragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat nicht ausgenutzt wird, während er in anderen 
verwendet werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrosiliziummangan 


der Tarifstelle 73.02 D im Rahmen eines zusätzlichen 
Gemeinschaftszollkontingents von 28 000 Tonnen 
auf 3 Vo ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 22 000 Tonnen auf die Mitglied- 
staaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehaltlich 
des Artikels 5 bis zum 31. Dezember 1970 gelten, 
betragen für die Mitgliedstaaten: 

Bundesrepublik 

Deutschland 15 400 Tonnen, 

Frankreich HO Tonnen, 

Italien 3 300 Tonnen, 

Niederlande 330 Tonnen, 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 2 860 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 6000 Tonnen 
bildet die Reserve. 

Artikel 3 

1 . Nutzt eine Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote — wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt 
ist — oder — bei Anwendung des Artikels 5 — die 
gleiche Quote abzüglich der auf die Reserve über- 
tragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die Kom- 
mission die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe 
von 15 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, so- 
weit die Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen geringerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet die 
Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzu- 
wenden. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. November 1970 nicht ausgeschöpft, so über- 
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trägt er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, 
der 20 v. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10, Dezember 1970 auf die Reserve, 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spä- 
testens am 10, Dezember 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. November 1970 einschließlich durchgeführt wur- 
den und die er auf das Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet hat, sowie gegebenenfalls den Teil 
seiner ursprünglichen Quote, den er auf die Reserve 
überträgt. 

A r t i k e 1 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1970 über die Menge der Reserve 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die 
Reserve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare 
Restmenge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem 
Zweck dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung 
vornimmt, den Restbetrag zu. 

Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um nach der Eröffnung der zusätzlichen 
Quoten, die er in Anwendung von Artikel 3 ge- 
zogen hat, die fortlaufende Anrechnung auf seinen 


kumulierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkon- 
tingent zu ermöglichen. 

2. Nach Maßgabe der Gestellung der betreffenden 
Ware bei der Zollstelle mit einer Anmeldung zwecks 
Abfertigung zum freien Verkehr rechnen die Mit- 
gliedstaaten die Einfuhren der betreffenden Ware 
auf ihre Quoten an. 

3. Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren 
der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
niedergelassen haben, freien Zugang zu den ihm 
zugeteilten Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand 
der gemäß Absatz 2 angerechneten Einfuhren fest- 
gestellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines zusätz- 
lichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1970) für 
Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichts- 
hundertteilen oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferrochrom) der 
Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, inshesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission vor- 
gelegten Ve ro r dnung se ntwurf s , 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2613/69 des Rates 
vom 15. Dezember 1969^) hat der Rat für das Jahr 
1970 bereits ein vertragsmäßiges zollfreies Gemein- 
schaftszollkontingent von 3 000 Tonnen für Ferro- 
chrom, mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 
Gewichtshundertteilen oder weniger und an Chrom 
von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen 
(hochraffiniertes Ferrochrom), der Tarifstelle ex 
73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet imd 
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Hält man sich lediglich an die Vorausschätzungen 
der Regierungen aller Mitgliedstaaten für den Ver- 
brauch, die Erzeugung, die Ausfuhren nach dritten 
Ländern und den aktiven Veredelungsverkehr, dann 
könnte der Gemeinschaftsbedarf an hochraffiniertem 
Ferrochrom für 1970 durch das vorgenannte Gemein- 
schaftszollkontingent von 3 000 Tonnen gedeckt 
werden. In Jahre 1967, dem Jahr, in dem letztmalig 
nationale Zollkontingente für diese Ferrolegierung 
gewährt worden sind, betrug die Gesamtmenge die- 
ser Kontingente 3 960 Tonnen. Im vorliegenden Fall 
und ausnahmsweise erscheint es angezeigt, das für 
1970 eröffnete Gemeinschaftszollkontingent in einem 
angemessenen Umfang zu erhöhen, damit die her- 
kömmlichen Handelsströme zwischen einigen Ver- 
brauchern der Gemeinschaft und Lieferanten von 
Drittländern nicht zu plötzlich beeinträchtigt werden. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 

vom 29. Dezember 1969, Seite 15 


Eine zusätzliche Kontingentsmenge von 1 000 Ton- 
nen dürfte für diesen Zweck genügen und gleich- 
zeitig die Verbraucher der EWG dazu veranlassen, 
sich stärker innerhalb der Gemeinschaft zu ver- 
sorgen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinu- 
ierlichen Zugang zu diesem Kontingent haben und 
daß der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz 
ohne Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren der 
betreffenden Ware in alle Mitgliedstaaten bis zur 
Ausnutzung des Kontingents angewandt wird. Der 
Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen; der Bedarf 
errechnet sich einerseits an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraiuns getätigten Einfuhren aus dritten 
Ländern und andererseits nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für das Jahr 1970. 

Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorMegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus drit- 
ten Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die 
Mitgliedstaaten wie nachstehend angegeben; das 
erst seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontingent 
kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mitglied- 
staaten mit dritten Ländern noch erheblich ver- 
ändern; auf Grund der Angaben für die ersten Mo- 
nate von 1970, der Extrapolationen dieser Angaben 
und vor allem der Schätzungen der Mitgliedstaaten 
könnten sich für 1970 die nachstehend angegebenen 
Prozentsätze ergeben; 
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1967 

1968 

1969 

Durchschnittlicher 
tatsächlicher Pro- 

rz + i-y i Ö 

tou. tiü xcii u.ic: 

Jahre 1967 bis 1969 

1970 

Deutschland 

50,156 

78,624 

72,96 

73,20 

68,92 

Frankreich 

14,673 

1,568 

3,18 

2,47 

7,58 

Italien 

33,581 

19,065 

23,11 

23,45 

22,74 

Niederlande 

0,109 

0,110 

0,27 

0,19 

0,28 

Belgisch-Luxemburgische 






Wirtschaftsunion 

1,481 

0,633 

0,48 

0,69 

0,48 


Aufgrund -der neuesten Entwicklungsaussichten 
für die Marktlage dieser Ware während des letzten 
Halbjahres 1970 und nach den Bedarfsschätzungen 
der Mitgliedstaaten für diesen Zeitraum im Rahmen 
eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents er- 
gibt sich folgende prozentuale Beteiligung; 


Bundesrepublik Deutschland 71 

Frankreich 3 

Italien 25 

Niederlande 0,3 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 0,7 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
1 000 Tonnen in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf die eiinzelnen Mitgliedstaaten aufge- 
teilt wird und die zweite eine Reserve bildet, aus 
der später der Bedarf derjenigen Mitgliedstaaten 
gedeckt werden soll, die ihre ursprüngliche Quote 
ausgeschöpft haben; um den Importeuren jedes Mit- 
gliedstaats eine gewisse Sicherheit zu geben, äst es 
angezeigt, für die erste Rate des Gemeinschaftszoll- 
kontingents' einen verhältnismäßig hohen Prozent- 
satz — im vorliegenden Fall 80 v. H. der Kontin- 
gentsmenge — anzusetzen; auf dieser Grundlage 
berechnet, beträgt die erste Rate 800 Tonnen, wäh- 
rend die zweite Rate von 200 Tonnen die Reserve 
bildet. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, muß jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen* diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
einzelnen zusätzlichen Quoten fast völlig ausgenutzt 
sind, und so oft es die Reserve erlaubt; die ursprüng- 
lichen und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten; diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem den Stand der Ausschöpfung der Kontin- 
gentsmenge verfolgen und die Mitgliedstaaten dar- 
über unterrichten können muß. 


Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenutzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrochrom mit einem 
Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshunderttei- 
len oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferro- 
chrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I im Rahmen eines 
Gemeinschaftszollkontingents von 1 000 Tonnen auf 
4 ö/o ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 800 Tonnen auf die Mitglied- 
staaten aufge teilt; die Quoten, die vorbehaltlich des 
Artikels 5 bis zum 31. Dezember 1970 gelten, be- 
tragen für die Mitgliedstaaten: 


Bundesrepublik 


Deutschland . . 

568 

Tonnen, 

Frankreich 

24 

Tonnen, 

Italien 

. 200 

Tonnen, 

Niederlande 

. . 2,4 

Tonnen, 

Be Igi s ch-Lux emburgis che 
Wirtschaftsunion 

, . 5,6 

Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 200 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote — wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt ist 
— oder — bei Anwendung des Artikels 5 — die 
gleiche Quote abzüglich der auf die Reserve über- 
tragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so nimmt 
er unverzüglich durch Mitteilung an die Kommission 
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die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 
15 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die 
Reservemenge aus reicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V, H, oder mehr ausgenutzt, so nimmt düeser 
Mitglieidstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge aus reicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder miehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses Ver- 
fahren wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen geringerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht ausge- 
schöpft werden könnten. Er unterrichtet die Kom- 
mission über die Gründe, die ihn veranlaßt haben, 
die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwenden. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. November 1970 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, 
der 20 v. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10. Dezember 1970 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. November 1970 einschließlich durchgeführt wur- 
den und die er auf das Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet hat, sowie gegebenenfalls den Teil sei- 
ner ursprünglichen Quote, den er auf die Reserve 
überträgt. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröff- 
neten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 


gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1970 über die Menge der Reserv-e nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Über- 
tragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um nach der Eröffnung der zusätzlichen 
Quoten, die er in Anwendung von Artikel 3 gezogen 
hat, die fortlaufende Anrechnung auf seinen kumu- 
lierten Anteil .an dem Gemeinschaftskontingent zu 
ermöglichen. 

2. Nach Maßgabe der Gestellung der betreffenden 
Ware bei der Zollstelle mit einer Anmeldung zwecks 
Abfertigung zum freien Verkehr rechnen die Mit- 
gliedstaaten die Einfuhren der betreffenden Ware 
auf ihre Quoten an. 

3. Jeder Mitgldedstaat garantiert den Importeuren 
der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
niedergelassen haben, freien Zugang zu den ihm 
zugeteilten Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand 
der gemäß Absatz 2 angerechneten Einfuhren fest- 
gestellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
Mchung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI /1 665 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines zusätz- 
lichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1970) für 
Rohaluminium der Tarif stelle 76.01 A des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission 
unterbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2614/69 vom 15. De- 
zember 1969^) hat der Rat für das Jahr 1970 ein 
vertragsmäßiges Gemeinschaftszollkontingent für 
Rohaluminium der Tarifstelle 76.01 A des Gemein- 
samen Zolltarifs in Höhe von 130 000 Tonnen zum 
Zollsatz von 5 Vo eröffnet und auf die Mitglied- 
staaten aufgeteilt. 

An Hand der Vorausschätzungen der Mitglied- 
staaten darf angenommen werden, daß der Ver- 
brauch und die Erzeugung der betreffenden Ware in 
der Gemeinschaft im Verlauf von 1970 eine Höhe 
von 1 995 000 Tonnen bzw. 1 166 000 Tonnen er- 
reichen werden. Die Ausfuhren nach dritten Ländern 
können etwa 28 000 Tonnen und die im aktiven 
Veredelungsverkehr durchgeführten Einfuhren rund 
236 000 Tonnen betragen. Ferner kann angesichts 
der in den letzten Jahren verzeichneten Entwick- 
lung angenommen werden, daß die Einfuhren aus 
den Ländern und Gebieten, die in den Genuß der 
innergemeinschaftlichen Regelung gelangen, 1970 
etwa 165 000 Tonnen erreichen werden. Somit läßt 
sich der Einfuhrbedarf der Gemeinschaft aus dritten 
Ländern für 1970 mit rund 400 000 Tonnen ver- 
anschlagen. Der Rat hat jedoch bereits eine Gesamt- 
kontingentsmenge von 130 000 Tonnen zum Zoll- 
satz von 5 ^/o eröffnet. Damit die Entwicklungs- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, Seite 13 


aussichten des Produktionssektors in der Gemein- 
schaft nicht beeinträchtigt werden, erscheint es 
jedoch angezeigt, in der vorliegenden Verordnung 
nur eine zusätzliche Menge von 210 000 Tonnen zum 
Zollsatz von 7 festzusetzen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Im- 
porteure der Gemeinschaft den gleichen und konti- 
nuierlichen Zugang zu diesem Kontingent haben 
und daß der für dieses Kontingent vorgesehene Zoll- 
satz ohne Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren 
der betreffenden Ware in alle Mitgliedstaaten bis 
zur Ausnutzung des Kontingents angewandt wird. 
Der Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents 
kann im Hinblick auf die oben herausgestellten 
Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß der Aus- 
nutzung des Gemeinschaftszollkontingents eine Auf- 
teilung des Volumens auf die Mitgliedstaaten zu- 
grunde gelegt wird. Damit die tatsächliche Markt- 
entwicklung der betreffenden Ware möglichst weit- 
gehend berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung ent- 
sprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzu- 
nehmen; der Bedarf errechnet sich einerseits an 
Hand der statistischen Angaben über die während 
eines repräsentativen Bezugszeitraums getätigten 
Einfuhren aus dritten Ländern und andererseits nach 
den Wirtschaftsaussichten für das Jahr 1970. 

Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Waren aus 
dritten Ländern an die Gemeinschaft prozentual auf 
die Mitgliedstaaten wie nachstehend angegeben; 
das erst seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontin- 
gent kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mit- 
gliedstaaten mit dritten Ländern noch erheblich ver- 
ändern; auf Grund der Angaben für die ersten 
Monate von 1970, der Extrapolationen dieser An- 
gaben und vor allem der Schätzungen der Mitglied- 
staaten könnten sich für 1970 die nachstehenden 
Prozentsätze ergeben: 
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1967 

1968 

1969 

Durchschnittlicher 
tatsächlicher Pro- 
zentsatz für die 
Jahre 1967 bis 1969 

1970 

Bundesrepublik 

Deutschland 

43,025 

62,020 

, 56,67 

53,60 

55,99 

Frankreich 

23,477 

0,780 

0,78 

5,95 

0,62 

Italien 

10,442 

4,863 

13,19 

9,97 

16,12 

Niederlande 

6,054 

7,399 

7,68 

7,08 

6,51 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 

17,002 

24,938 

21,67 

23,40 

20,76 


Die Schätzung der Einfuhren für den Verbrauch 
in den einzelnen Mitgliedstaaten hat sich stets als 
schwierig erwiesen, insbesondere wegen der in den 
meisten Mitgliedstaaten während des Bezugszeit- 
raumes aufgetretenen Schwankungen. Jedoch er- 
scheint es im Hinblick auf den letzten Teil des 
Jahres 1970 möglich, die für das ganze Jahr in Be- 
tracht gezogenen Prozentsätze unter Zugrunde- 
legung der kurzfristigen Entwicklungsaussichten für 
die Marktlage dieser Ware und der Bedarfs- 
schätzungen der Mitgliedstaaten für diesen Zeit- 
raum im Rahmen eines zusätzlichen Gerne inschafts- 
zollkontingents zu berichtigen. In der Bundes- 
republik Deutschland hat sich der Aluminium- 
verbrauch in besonders schnellem Rhythmus erhöht. 
In den Niederlanden ist die Produktion nicht un- 
erheblich gestiegen, während Italien um errich- 
tete Produktionskapazitäten Anfangsschwierig- 
keiten hatte. Die Belgisch-Luxemburgische Wirt- 
schaftsunion konnte einen großen Teil ihres Bedarfs 
im Rahmen des vertragsmäßigen Gemeinschafts- 
zollkontingents decken. Unter Berücksichtigung die- 
ser Tatsachen ergibt sich folgende prozentuale 


Beteiligung: 

Bundesrepublik Deutschland 68 

Belgien 15 

Frankreich 1,5 

Italien 10 

Luxemburg 0,5 

Niederlande 5 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
210 000 Tonnen in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf die einzelnen Mitgliedstaaten auf- 
geteilt wird und die zweite eine Reserve bildet, aus 
der später der Bedarf derjenigen Mitgliedstaaten 
gedeckt werden soll, die ihre ursprüngliche Quote 
ausgeschöpft haben; um den Importeuren jedes Mit- 
gliedstaats eine gewisse Sicherheit zu gewähren, ist 
es angezeigt, für die erste Rate des Gemeinschafts- 
zollkontingents einen verhältnismäßig hohen Pro- 
zentsatz — im vorliegenden Fall etwa 90 v. H. der 
Kontingentsmenge — anzusetzen; auf dieser Grund- 


lage berechnet, beträgt die erste Rate 190 000 Ton- 
nen, während die zweite Rate von 20 000 Tonnen 
die Reserve bildet. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, muß jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
einzelnen zusätzlichen Quoten fast völlig ausgenutzt 
sind und so oft es die Reserve erlaubt; die ursprüng- 
lichen und zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten; diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission, die vor allem den Stand der Ausschöpfung 
der Kontingentsmenge verfolgen und die Mitglied- 
staaten darüber unterrichten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhaden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenutzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Rohaluminium der Tarif- 
stelle 76.01 A im Rahmen eines zusätzlichen Gemein- 
schaftszollkontingents von 210 000 Tonnen auf 7 Vo 
ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 190 000 Tonnen auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehalt- 
lich des Artikels 5 bis zum 31. Dezember 1970 gel- 
ten, betragen für die Mitgliedstaaten: 
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Bundesrepublik 

Deutschland 129 000 Tonnen, 

Belgien 28 500 Tonnen, 

Frankreich 2 850 Tonnen, 

Italien 19 000 Tonnen, 

Niederlande 9 500 Tonnen, 

Luxemburg 950 Tonnen. 

2, Die zweite Rate in Höhe von 20 000 Tonnen 
bildet die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote — wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt 
ist — oder — • bei Anwendung des Artikels 5 ^ die 
gleiche Quote abzüglich der auf die Reserve über- 
tragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer zweiten Quote in 
Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht, 

2. Ist nach Ausschöpfung der urprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 4 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung 
der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen niedrigere Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß diese 
nicht ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet 
die Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzu- 
wenden. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. November 1970 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, 
der 20 v. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10. Dezember 1970 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, ohne 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt wird. 


Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spä- 
testens am 10. Dezember 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. November 1970 einschließlich durchgeführt wur- 
den und die er auf das Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet hat, sowie gegebenenfalls den Teil sei- 
ner ursprünglichen Quote, den er auf die Reserve 
überträgt. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2 und 3 er- 
Öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1970 über die Menge der Reserve 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die 
Reserve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag ah. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten verwalten die ihnen zu- 
geteilten Quoten nach ihren eigenen Vorschriften 
auf dem Gebiet der Zollkontingente. 

2. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um nach der Eröffnung der zusätzlichen 
Quoten, die er in Anwendung von Artikel 3 gezogen 
hat, die fortlaufenden Anrechnungen auf seinen 
kumulierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkon- 
tingent zu ermöglichen. 

3. Jeder Mitgliedstaat garantiert allen in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren freien Zugang zu 
den ihm zugeteilten Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand 
der Einfuhren der betreffenden Waren festgestellt, 
die zur Zollabfertigung mit einer Anmeldung zum 
freien Verkehr gestellt wurden. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 
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Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents für Vanadiumpentoxyd der Tarifstelle 
28.28 Hl des Gemeinsamen Zolltarifs (für das Jahr 1970) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission un- 
terbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Vanadiumpentoxyd der Tarif stelle 28.28 H I 
wurden die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
während der letzten Jahre im Rahmen einer Ge- 
meinschaftsmaßnahme teilweise aus gesetzt, um auf 
diese Weise die früher von der Kommission ge- 
währten nationalen Zollkontingente zu ersetzen. Mit 
der letzten diesbezüglichen Entscheidung des Rates 
wurde der Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für 
den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 1970 bis zur 
Höhe von 3 ®/o ausgesetzt. Da diese Zollsenkung mit 
einer vorübergehend unzureichenden Gemeinschafts- 
produktion einherging, wurde der Handelsverkehr 
zwischen den verarbeitenden Industrien bestimmter 
Mitgliedstaaten und den Lieferanten dritter Länder 
begünstigt. Die Zollaussetzung wurde angesichts der 
in der Gemeinschaft vorhandenen Produktionskapa- 
zität nicht über den 30. Juni 1970 hinaus verlängert. 
Da aber Vanadiumpentoxyd bekanntlich schwierig 
zu lagern ist, siind bei Beurteilung der Versorgungs- 
möglichkeiten in der Gemeinschaft nicht nur die vor- 
handenen Produktionskapazitäten, sondern auch die 
seit kurzem in einigen Mitgliedstaaten festgestellte 
unerwartete Verbrauchssteigerung zu berücksichti- 
gen, sowie die traditionellen Handelsbeziehungen, 
die sich eingespielt haben und nicht allzu plötzlich 
eingeengt werden können. Unter diesen Umständen 
ist es. angezeigt, um keine Versorgungsstörungen bei 
den diese Ware verarbeitenden Gemeinschaftsindu- 
strien hervorzurufen, für diese Ware den Zollsatz 
des Gemeinsamen Zolltarifs für einen den 31. De- 
zember 1970 nicht überschreitenden Zeitraum inner- 
halb genau festgelegter Grenzen auszusetzeni dabei 
sind die in bestimmten Mitgliedstaaten vorhandenen 
Versorgungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. Die 
Einführung eines Gemeinschaftszollkontingents dürf- 
te für die Produktion der Gemeinschaft keinerlei 
Nachteile zur Folge haben. 

Der unmittelbare Einfuhrbedarf der Gemeinschaft 
aus Drittländern kann mit 590 Tonnen veranschlagt 
werden. Um die Entwicklungsaussichten des Pro- 
duktionssektors in der Gemeinschaft nicht zu be- 
einträchtigen, erscheint es zweckmäßig, eine Menge 


von 300 Tonnen anzusetzen. Die Festsetzung des 
Gemeinschaftszollkontingents auf dieser Höhe dürfte 
einen Anreiz für die Verbraucher der Gemeinschaft 
darstellen, sich in größerem Umfang bei den Er- 
zeugermitgliedstaaten zu versorgen. Es ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß einige Mitgliedstaaten, deren 
Produktion den Verbrauch übersteigt, mitgeteilt 
haben, daß ihr Bedarf bisher gering war und auch 
während des vorgesehenen Kontingentszeitraums 
nicht ans teigen werde. Zur Wahrung des Gemein- 
schaftscharakters dieses Zollkontingents ist die 
Deckung des eventuellen Bedarfs, der in diesen Mit- 
gliedstaaten auftreten könnte, vorzusehen. Aus- 
nahmsweise gestattet das in Artikel 3 dieser Ver- 
ordnung beschriebene System es, dieser Tatsache 
Rechnung zu tragen. Unter diesen Umständen kann 
die Höhe dieses Zollkontingents auf 310 Tonnen 
festgesetzt werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in die Mitgliedstaaten Rechnung 
zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 310 Ton- 
nen in zwei Raten zu teilen, wobei die erste Rate 
auf Frankreich, Italien und die Belgisch-Luxembur- 
gische Wirtschaftsunion auf geteilt wird und die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs der Mitgliedstaaten, die ihre ursprüngliche 
Quote ausgenutzt haben, sowie zur Deckung des 
gegebenenfalls in den anderen Mitgliedstaaten auf- 
tretenden Bedarfs bestimmt ist. Um den Importeuren 
in den vier Mitgliedstaaten eine gewisse Sicherheit 
zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Ge- 
meinschaftszollkontingents verhältnismäßig hoch an- 
zusetzen, d. h. im vorliegenden Fall auf 250 Ton- 
nen, wobei der Rest, d. h. 60 Tonnen, die Reserve 
bildet. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, muß jeder Mitglied- 
staat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig aus- 
genutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen,- diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast völlig ausgenutzt sind, 
und so oft es die Reserve erlaubt; die ursprünglichen 
und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentzeitraums gelten; diese Art der Verwal- 
tung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor 
allem idie Möglichkeit haben muß, den Stand der 
Ausschöpfung der Kontingentsmenge zu verfolgen 
und die Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 
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Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat einen 
wesentlichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenutzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Vanadiumpentoxyd der 
Tarif stelle 28.28 H I im Rahmen eines Gemeinschafts- 
zollkontingents von 310 Tonnen auf 3 ®/o ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 250 Tonnen auf bestimmte Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehalt- 
lich des Artikels 6 bis zum 31. Dezember 1970 gel- 
ten, belaufen sich für diese Mitgliedstaaten auf fol- 
gende Mengen; 

Frankreich 80 Tonnen, 

Italien 22,5 Tonnen, 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 147,5 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 60 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in den übrigen Mitgliedstaaten ein Bedarf an 
dem in Artikel 1 genannten Vanadiumpentoxyd auf, 
dann entnehmen diese Mitgliedstaaten eine ihrem 
unmittelbaren Bedarf entsprechende Quote aus der 
Reserve. 

Diese Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Importeure von dieser Möglich- 
keit zu unterrichten. 

Artikel 4 

1. Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten seine ursprüngliche Quote — wie sie in Ar- 
tikel 2 Absatz 1 festgelegt ist — oder ■ — bei An- 
wendung des Artikels 6 — ■ die gleiche Quote ab- 
züglich der auf die Reserve übertragenen Menge zu 
90 V. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote vor, soweit die Reservemenge 
ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem dieser Mitgliedstaaten ge- 
zogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mit- 
teilung an die Kommission die Ziehung einer drit- 


ten Quote in Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Aus- 
schöpfung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder dieser Mitgliedstaaten Ziehungen geringerer 
Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vorneh- 
men, wenn Grund zur Annahme besteht, daß diese 
nicht ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet 
die Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzu- 
wenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 6 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote, 
wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt ist oder sich 
aus der Anwendung von Artikel 3 ergibt, am 
15. November 1970 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 
20 V. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10. Dezember 1970 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhr der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. November 1970 einschließlich durchgeführt wur- 
den und die er auf das Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet hat, sowie gegebenenfalls den Teil sei- 
ner ursprünglichen Quote, den er auf die Reserve 
überträgt. 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die leinzelnen Mitglied- 
Staaten Über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1970 über die Menge der Reserve nach 
den in Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertra- 
gungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um nach der Eröffnung der zusätzlichen 
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Quoten, die er in Anwendung von Artikel 4 gezogen 
hat, die fortlaufende Anrechnung auf seinen kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent 
zu ermöglichen. 

2. Nach Maßgabe der Gestellung der betreffenden 
Ware bei der Zollstelle mit einer Anmeldung zwecks 
Abfertigung zum freien Verkehr rechnen die Mit- 
gliedstaaten die Einfuhren der betreffenden Ware 
auf ihre Quoten an. 

3. Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren 
der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
niedergelassen haben, freien Zugang zu den ihm 
zugeteilten Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand 
der gemäß Absatz 2 angerechneten Einfuhren fest- 
gestellt. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikiel 11 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Den beigefügten Verordnungsentwürfen liegen 
Anträge verschiedener Mitgliedstaaten zugrunde, 
die zum einen eine autonome Erhöhung für 1970 
der Gemeinschaftszollkontingente für Zeitungs- 
druckpapier, Ferrosilizium, Ferrosilizium- 
mangan, hochraffiniertes Ferrochrom und Roh- 
aluminium und zum anderen die Eröffnung eines 
autonomen Gemeinschaftszollkontingents für 
Vanadiumpentoxyd wünschen. 

Hinsichtlich der Anträge auf Erhöhung ent- 
sprechen die für diese Waren bisher eröffneten 
Kontingentsmengen, abgesehen von Zeitungs- 
druckpapier den vertragsmäßigen Mengen. 
Für Zeitungsdruckpapier umfaßt das eröffnete 
Kontingent von 1 025 000 Tonnen die vertrags- 
mäßige Menge von 625 000 Tonnen und einen 
autonomen Teil von 400 000 Tonnen. 

2. Die genannten Anträge wurden insbesondere 
während einer Konsultationstagung der Sach- 
verständigen aller Mitgliedstaaten am 16. Sep- 
tember 1970 auf der Grundlage der von den zu- 
ständigen Stellen gelieferten Angaben und Wirt- 
schaftsvorausplanungen geprüft. 

3. Für die betreffenden Waren wurde, soweit es 
möglich war, eine Gemeinschaftsbilanz aus- 
gearbeitet, ohne daß jedoch die voraussichtlichen 
Erhöhungen dem Ergebnis dieser Bilanz ent- 
sprechen. Wie die Kommission nämlich schon 
unter Ziffer 2 der Begründung in der Anlage zu 
ihrem Schreiben vom 7. November 1968 (Dok. 
R/1951/68 — GZT 890) ausgeführt und unter 
Ziffer 7 der Begründung in der Anlage zu ihrem 
Schreiben vom 30. September 1969 (Dok. 
R/1707/69 — GZT 54) wiederholt hatte, ist es bei 
den autonomen Gemeinschaftszollkontingenten 
nicht damit getan, lediglich systematisch eine 
Kontingentsmenge zu eröffnen, die dem ge- 
schätzten Bedarf an Einfuhren aus dritten Län- 
dern entspricht. Diese Berechnungsart kann sich 
für die Gemeinschaftsproduktion nachteilig er- 
weisen oder aber den Anreiz zur Ausweitung 
des jeweiligen Sektors nehmen. Diese Über- 
legungen spielten vor allem bei der Ausarbei- 
tung der Entwürfe für Ferrosilizium, Ferrosili- 
ziummangan und Rohaluminium eine Rolle. 

Auch andere Beurteilungselemente können bei 
der Festsetzung der autonomen Kontingents- 
menge in Betracht gezogen werden. In diesem 
Zusammenhang darf weder der besondere Cha- 
rakter des Handels mit der betreffenden Ware 
(im Falle des Zeitungsdruckpapieres) noch die 
Tatsache übersehen werden, daß die traditionel- 
len Handelsströme zwischen der Gemeinschaft 
und bestimmten dritten Ländern nicht allzu 
plötzlich beeinträchtigt werden dürfen (bei hoch- 
raffiniertem Ferrochrom). Letzterem Punkte ist 


um so mehr Gewicht beizumessen, wenn diese 
Handelsströme, wie es bei Vanadiumpentoxyd 
der Fall ist, bisher durch eine vollständige oder 
teilweise Aussetzung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs begünstigt wurden und es sich 
um eine Ware handelt, die sich nur schwierig 
lagern läßt, weil dies bedeutet, das eventuelle 
Produktionskapazitäten in der Gemeinschaft bei 
erheblichen Bedarfssteigerungen in bestimmten 
Mitgliedstaaten nicht rasch genug eingesetzt 
werden können. 

Aus diesen Überlegungen heraus wurden 
schließlich Verordnungsentwürfe ausgearbeitet, 
mit denen autonome Gemeinschaftszollkontin- 
gente für Mengen eröffnet werden, die mit den 
Anträgen der am stärksten interessierten Mit- 
gliedstaaten nahezu übereinstimmen. 

4. Abgesehen vom Zollkontingent für Zeitungs- 
druckpapier ist zu den geplanten Verwaltungs- 
modalitäten — insbesondere der Bildung einer 
Reserve — nichts besonderes zu bemerken, da 
sie sich nicht von den bereits vorgeschlagenen 
und vom Rat angenommenen Modalitäten für die 
Erhöhungen autonomer Kontingente für Ferro- 
legierungen und Rohaluminium für 1969 unter- 
scheiden. Vanadiumpentoxyd wurde diesen Fäl- 
len gleichgestellt, da es zur Herstellung von 
Ferrolegierungen verwendet wird. 

Im Falle von Zeitungsdruckpapier ist die Kom- 
mission aus den schon im letzten Absatz von 
Ziffer 6 der Begründung in der Anlage zu ihrem 
Schreiben vom 10. Dezember 1968 (siehe Dok. 
R/2204/68 — GZT 103) dargelegten Gründen, die 
sie unter Ziffer 3 ihres Schreibens vom 30. Sep- 
tember 1969 (Dok. R/1707/69 — GZT 54) noch- 
mals bekräftigt hat, weiterhin der Ansicht, daß 
eine endgültige Aufteilung des Gemeinschafts- 
zollkontingents auf die Mitgliedstaaten der Art 
des betroffenen Kontingents zuwiderläuft. Das 
Bestehen einer Reservemenge hätte vor allem 
die Möglichkeit geboten, während des Kontin- 
gentsjahres die Quoten derjenigen Mitglied- 
staaten, deren gleichbleidende Versorgung in 
Frage gestellt war, anzupassen; außerdem hätte 
auch die Gewährung eines nationalen Zoll- 
kontingents über Artikel 28 unterbleiben kön- 
nen, daß sich in der Folge als nicht erforderlich 
erwiesen hat. 

Aus diesen Gründen und auch wegen des vor- 
gesehenen Umfanges der Erhöhung soll diese 
über eine Verordnung mit eigenen Modalitäten 
für die Aufteilung und Verwaltung erfolgen, die 
trotz weitgehender Erfüllung der eingebrachten 
Anträge auch die Schafffung einer Reservemenge 
beinhalten. 
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• 5. Zu dem Zollsatz für Zeitungsdruckpapier hat die 
Gemeinschaft in einem Schreiben an die nor- 
dische Delegation mitgeteilt (Text Nord 4 des 
Dokuments NCG (67) 44 Rev), sie habe be- 
schlossen, jedes Jahr gemäß Artikel 28 des Ver- 
trages von Rom ein zollfreies Zollkontingent zu 
gewähren, sobald feststehe, daß alle Versor- 
gungsmöglichkeiten auf dem Gemeinschaftsmarkt 
während des laufenden Wirtschaftsjahres genutzt 
wurden und das im GATT konsolidierte zollfreie 
Kontingent in Höhe von 625 000 Tonnen voll- 
ständig ausgeschöpft sei. 

Die geplanten Zollsätze für die Kontingents- 
erhöhungen bei Ferrolegierungen wurden auf 
der gleichen Höhe festgesetzt wie die Zollsätze, 
die der Rat für die gleichen Waren bei den 
Kontingentserhöhungen für das Jahr 1969 be- 
schlossen hatte. Dieses ist insofern gerecht- 
fertigt, als — abgesehen von hochraffiniertem 
Ferrochrom, bei dem die Erhöhung der Kon- 
tingentsmenge ein Grenzfall ist — die geplanten 
Erhöhungen weitgehend unter dem Defizit der 
Gemeinschaftsbilanz bleiben, so daß die ver- 
hältnismäßig zurückhaltenden Erhöhungsvor- 
schläge an sich bereits eine Angleichung an die 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs darstellen. 
Entsprechend läßt sich auch die Eröffnung des 
Gemeinschaftszollkontingents für Vanadium- 
pentoxyd begründen, da die Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs vom 1. Januar bis 30. Juni 
1970 für diese Ware auf 3% ausgesetzt worden 
waren und daher mit der ziemlich rigorosen 
mengenmäßigen Beschränkung dieser Aus- 
setzung ebenfalls eine angemessene Anpassung 
an die normalen Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs vorgenommen sein dürfte. 

Der Kontingentszollsatz für Rohaluminium ist 
besonders problematisch. Der vertragsmäßige 
Zollsatz für diese Ware liegt nämlich bei 9 Vo 
und ist mit einem ebenfalls vertragsmäßigen 
Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 
130 000 Tonnen zu 5 Vo verbunden. Die Gemein- 
schaft verhandelt zur Zeit auf der Grundlage 
eines vom Rat erteilten Mandates im Rahmen 
des GATT erneut über die Angleichung dieser 


vertragsmäßigen Tariflage, um zu einem einzigen 
vertragsmäßigen Zollsatz von 7Vo zu gelangen 
(womit also jedes Gemeinschaftszollkontingent zu 
5Vo entfiele). Bei diesen Neuverhandlungen ha- 
ben bestimmte Partner der Gemeinschaft die auto- 
nomen nationalen Zollkontingente, die bestimm- 
ten Mitgliedstaaten für 1969 gewährt worden wa- 
ren, zum Anlaß für die Behauptung genommen, 
daß das Ausgleichsangebot zu 7 Vo über der tat- 
sächlichen Zollbelastung des gleichen Jahres lie- 
gen würde. Da das vertragsmäßige Gemeinschafts- 
zollkontingent zum Zollsatz von 5Vo praktisch 
schon aus geschöpft ist, erscheint es daher nicht 
zweifelhaft, daß die tatsächliche mittlere Inzidenz 
der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für 
1970 sicherlich nicht den Einheitssatz von 7 Vo 
erreichen würde, den man für die Zukunft durch- 
setzen möchte, wenn für die autonome Erhöhung 
des Gemeinschaftszollkontingents der gleiche 
Kontingentszollsatz von 5 ®/ü, wie er im GATT 
konsolidiert worden ist, gewählt oder das Proto- 
koll Nr. XII der „Liste G" über die Gewährung 
nationaler Zollkontingente zum Zollsatz von 5 Vo 
zugrunde gelegt würde. Unter diesen Umständen 
und unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
alle Mitgliedstaaten durch die Aufteilung der 
zusätzlichen autonomen Kontingentsmenge 
völlig zufriedengestellt werden, hält es die 
Kommission für angebracht, den Zollsatz für 
das autonome Gemeinschaftszollkontingent für 
Rohalumninium auf 7 Vo, daß heißt in der bei 
den GATT-Neuverwandlungen vorgesehenen 
Höhe festzusetzen. 

6. Die beigefügten Verordnungsentwürfe dürften 
daher insgesamt sowohl hinsichtlich der Mengen 
als auch der Kontingentszollsätze eine ausge- 
wogene Lösung darstellen. Daraus könnte sich 
eine für alle Mitgliedstaaten zufriedenstellende 
Lösung ergeben, und deshalb ist die Kommis- 
sion der Auffassung, daß es den Mitgliedstaaten 
bei Annahme dieser Verordnung möglich sein 
müßte zu erklären, daß sie für das Jahr 1970 bei 
den jeweiligen Waren auf die Ansprüche ver- 
zichten, die ihnen aufgrund der betreffenden 
Protokolle zum Abkommen über die Liste G 
zustehen. 
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